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Öffentliche Bekanntmachung

Frau

Daniella Jozefina Petronella Offermanns
Letzte bekannt Anschrift:
Klosterpfad 5
52538 Selfkant

kreis heinsberg
bodenständig, weitsichtig.

Der Landrat
Ordnungsamt
Geschäftszeichen:385705

Frau Blank

Zimmer-Nr.:514
Tel.:0245213-3246
Fax:0245213-883246
E-Mail: SG38@kreis-heinsberg.de

Sprechstunden:
mo. - fr.: 08:30 - 12:00 Uhr
di. u. do.: 14:00 - 17:00 Uhr

22. Juni 2026

Schornsteinfegerwesen;
Von Ihnen zu veranlassende Schornsteinfegerarbeiten im Gebäude Klosterpfad 5,52538
Selfkant, (Gemarkung Hängen, Flur 3, Flurstück 466)
Anhörung vom 27.05.2026

Zweitbescheid

gem. § 25 Abs. 2 Gesetz über das Berufsrecht und die Versorgung
im Schornsteinfegerhandwerk (Schornsteinfeger-Handwerksgesetz- SchfHwG*)

Sehr geehrte Frau Offermanns,

l. hiermit fordere ich Sie auf, die mit Feuerstättenbescheid vom 10.02.2022
festgesetzten Schornsteinfegerarbeiten unverzüglich zu veranlassen, d. h. bis
spätestens zum

21.07.2026

müssen alle bislang ausstehenden und überfälligen Arbeiten abgeschlossen sein.

Die Arbeiten ergeben sich aus den Ziffern 1-2 des Feuerstättenbescheides vom
10.02.2022

l. Überprüfung der Abgasleitung der Gas-Heizung (Aufstellraum Dachgeschoss) gem.
Anlage l, Nr. 3.2 zu § l Abs. 4 der Verordnung über die Kehrung und Überprüfung von
Anlagen (Kehr- und Uberprüfungsordnung- KUO*)
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2. Überprüfung der Abgaswege der Gas-Heizung(Aufstellraum Dachgeschoss) gem. Anlage
l, Nr. 3.2 zu § l Abs. 4 der Verordnung über die Kehrung und Überprüfung von Anlagen
(Kehr- und Uberprüfungsordnung - KUO*)

II. Für den Fall, dass Sie die unter Nummer l genannten Schornsteinfegerarbeiten nicht
innerhalb der genannten Frist ausführen lassen, drohe ich Ihnen das Zwangsmittel der
Ersatzvornahme an, d. h., ich werde die genannten Schornsteinfegerarbeiten
gegebenenfalls gegen Ihren Willen durch den für Ihre Liegenschaft zuständigen
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger ausführen lassen.

Notfallswerde ich durch einen Schlüsseldienst den Zugang zum o. g. Gebäude sowie zu den
für die Durchführung der Arbeiten zu betretenden Räumlichkeiten ermöglichen und den
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger beauftragen, die bislang nicht veranlassten
Schornsteinfegerarbeiten durchzuführen. Dabei anfallende Kosten haben Sie als
Verursacher zu tragen.

Die voraussichtlichen Kosten der Ersatzvornahme (einschließlich evtl. Beauftragung eines
Schlüsseldienstes zur Öffnung der Tür und Persona l kosten) betragen ca. 568,00 €. Über
diese Kosten wird zu gegebener Zeit ein Kostenbescheid erstellt.

III. Zahlen Sie innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung der Verfügung 100,00 €
Verwaltungsgebühren unter Angabe des Kassenzeichens: 32031000371 an die
Kreiskasse des Kreises Heinsberg auf eines der angegebenen Konten.

Beeründung:

Zu l.:

Nach § l Abs. l SchfHwG* sind Eigentümer von Grundstücken und Räumen verpflichtet,
fristgerecht die Reinigung und Überprüfung von kehr- und überprüfungspflichtigen Anlagen
sowie die nach der jeweils geltenden Fassung der Verordnung über kleine und mittlere
Feuerungsanlagen vorgeschriebenen Schornsteinfegerarbeiten zu veranlassen. Da Sie
Eigentümer des oben genannten Grundstücks und Eigentümer der auf diesem Grundstück
befindlichen Feuerungsanlagen sind, obliegt Ihnen die Pflicht, die gesetzlich vorgeschriebenen
Schornsteinfegerarbeiten fristgerecht zu veranlassen.

Sie sind Eigentümer des Grundstücks in 52538 Selfkant, Klosterpfad 5, und damit auch
Eigentümer der auf diesem Grundstück befindlichen Feuerungsanlagen.

Ihr bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (Herr Rupp, 02462-205398) teilte mir mit, dass Sie
trotz des zum Gebäude 52538 Selfkant, Klosterpfad 5, ausgestellten Feuerstättenbescheides
vom 10.02.2022 die für den Zeitraum bis spätestens 31.03.2026 zu veranlassenden
Schornsteinfegerarbeiten nicht fristgerecht veranlasst haben, d. h. weder ihn noch einen anderen
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Schornsteinfegerbetrieb im Sinne des § 2 SchfHwG* mit der Durchführung der Arbeiten
beauftragt haben bzw. ihm gegenüber keinen Nachweis erbracht haben, dass ein anderer Betrieb
die Arbeiten durchgeführt hat. Der Nachweis erfolgt über ein Formblatt nach § 4 SchfHwG*.

Im Internet kann auf der Internetseite des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle -
Schornsteinfegerregister - www.bafa.de abgefragt werden, welcher Betrieb
Schornsteinfegerarbeiten durchführen darf.

Mit Schreiben vom 27.05.2026 habe ich Sie zum beabsichtigten Erlass des Zweitbescheides
angehört. Es erfolgte weder eine Äußerung Ihrerseits, noch hat Ihr bevollmächtigter
Bezirksschornsteinfeger bis jetzt bestätigen können, dass die Veranlassungspf licht erfüllt wurde,
d.h. dass weder durch ihn noch durch einen anderen Betrieb die ausstehenden Arbeiten
durchgeführt wurden.

Demnach waren von Ihnen bis spätestens 31.03.2026 gemäß Ziffern 1-2 des
Feuerstättenbescheides vom 10.02.2022 die unter Nr. l angegebenen Schornsteinfegerarbeiten
zu veranlassen, d. h. in Auftrag zu geben und vollständig durchführen zu lassen.

Ordnungswidrig verhält sich nach § 24 Abs. l Nr. l SchfHwG*, wer entgegen § l Abs. l S. l des
SchfHwG* eine Anlage, die der Kehr- bzw. Uberprüfungspflicht unterliegt, nicht oder nicht
rechtzeitig reinigen, überprüfen bzw. messen lässt.

Da Sie die fristgerechte Durchführung der erforderlichen Arbeiten nicht veranlasst haben,
haben Sie gegen die o. g. Vorschriften verstoßen und sich somit ordnungswidrig verhalten.

Die jeweils zuständige Verwaltungsbehörde setzt in Fällen wie diesem gem. § 25 Abs. 2 SchfHwG*
in einem Zweitbescheid gegenüber dem Eigentümer fest, welche Schornsteinfegerarbeiten
innerhalb welchen Zeitraums durchzuführen sind.

Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne von § l Abs. 3 Satz 2, § 24, § 25 Abs. l und 2 sowie § 26
des SchfHwG* ist die Kreisordnungsbehörde. Meine Zuständigkeit für den Erlass dieser
Verfügung ist somit gegeben.

Die rechtzeitige und regelmäßige Durchführung von Schornsteinfegerarbeiten i. S. d. § l Abs. l
SchfHwG* (Kehr-, Überprüfungs- bzw. Messarbeiten an Feuerstätten) verhindern drohende
Gefahren, die von einer Feuerstätte ausgehen können und bewahren Gesundheit und Leben der
Betroffenen. Im Rahmen von Messarbeiten wird z. B. festgestellt, ob bzw. in welcher Höhe sich
schädliche Abgase in der Raumluft befinden. Eine zu hohe Kohlenmonoxidkonzentration kann im
Extremfall innerhalb kürzester Zeit bis zum Tode führen. Um derartige Gefahren zu erkennen und
zu beseitigen, hat der Gesetz- und Verordnungsgeber u. a. regelmäßige, in der Regel jährliche
Mess- und Überprüfungsarbeiten verbindlich vorgeschrieben.

Bei nicht regelmäßig bzw. nicht rechtzeitig gekehrten Schornsteinen von
Festbrennstofffeuerstätten droht eine Rußbrandgefahr, d. h. der abgelagerte Ruß kann sich
entzünden und dabei aufquellen. Ein Rußbrand kann sich auf das ganze Haus ausdehnen bzw.
durch Funkenflug auch auf Nachbargebäude und so zu einem großen Sach- bzw.
Personenschaden führen. Die Durchführung der Pflichtarbeiten (regelmäßige Überprüfung der
Abgaswerte und Abgasteitungen) gewährleisten den sicheren Betrieb von Gasfeuerstätten.
Werden diese Arbeiten nicht durchgeführt, kann z. B. ein Abgasrückstau nicht - rechtzeitig -
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erkannt werden. Diesem folgt in der Regel eine zu hohe Abgaskonzentration, die u. a. zu einer
Vergiftung und somit einer Gefährdung der Gesundheit oder gar des Lebens der Betroffenen
führen kann. Durch die o. g. Arbeiten werden die Abgaswerte auf Ihre Ungefährlichkeit hin
überprüft.

Auch in ggfs. leerstehenden Wohnungen sind Schornsteinfegerarbeiten durchzuführen, solange
die entsprechenden Feuerstätten nicht fachgerechtstillgelegt worden sind. Dabei ist zu beachten,
dass dann die Anschlussöffnungen für Feuerstätten an den Abgasanlagen dichte Verschlüsse aus
nicht brennbaren Stoffen haben müssen und die Gaszufuhr zu Feuerstätten für gasförmige
Brennstoffe durch Verschluss der Gasleitungen dauerhaft unterbunden sein muss (vgl. § l Abs. 3
Nr. l der Kehr- und Uberprüfungsordnung - KUO*).

Zu II:

Die Berechtigung zur Androhung der Ersatzvornahme ergibt sich aus § 25 Abs. 2 Satz 2 SchfhHwG*
in Verbindung mit §§ 55, 59, 63 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW (VwVG NRW*). Die
Voraussetzungen dieser Vorschriften liegen vor.

Insbesondere ist die Regelung unter Nummer l vollstreckbar, da gemäß § 25 Abs. 4 SchfHwG*
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Zweitbescheid keine aufschiebende Wirkung
haben.

Die zwangsweise Durchführung der unter Nummer l geforderten Schornsteinfegerarbeiten ist
geeignet und erforderlich, um Gefahren für die Betriebs- und Brandsicherheit, die von nicht
rechtzeitig gekehrten Anlagen ausgehen können zu beseitigen.

Wegen Ihrer bisherigen Weigerungshaltung ist es auch zweckmäßig, von der Möglichkeit
Gebrauch zu machen.

Auf Grund der Regelung des § 25 Abs. 2 Satz 2 SchfHwG* kommt als Zwangsmittel allein die
Ersatzvornahme in Betracht.

Sowohl auf den Feuerstättenbescheid vom 10.02.2022, verbunden mit der Aufforderung, die
erforderlichen Arbeiten bis spätestens zum 31.03.2026 zu veranlassen, als auch auf meine
Anhörung hin haben Sie bis jetzt diese Schornsteinfegerarbeiten nicht durchführen lassen.

Die notfalls zwangsweise Durchführung der Arbeiten ist geeignet, die etwaige Gefahren zu
beseitigen, da von einer überprüften Anlage grundsätzlich keine Gefahren ausgehen bzw. im
Rahmen der zwangsweisen Arbeitsdurchführung die notwendigen Maßnahmen zur
Gefahrenabwehr getroffen werden können, sollte sich dies als notwendig erweisen.

Die Beseitigung etwaiger Gefahren (s.o.) ist ferner erforderlich. Ihre bisherige Weigerung, die
Arbeiten durchführen zu lassen, kann nicht weiter hingenommen werden. Angemessen ist sie
auch, da kein anderes Mittel zum gewünschten Ziel führt.

Eine unbillige Härte stellt diese Maßnahme ebenfalls nicht dar. Ferner können Sie die
Ersatzvornahme dadurch abwenden, dass Sie Ihrer Veranlassungspflicht nunmehr nachkommen
und selbst die gesetzlich vorgeschriebenen Arbeiten durchführen lassen.
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Der Artikel 13 des Grundgesetzes (GG) garantiert zwar die Unverletzlichkeit der Wohnung.
Eingriffe bzw. Beschränkungen dürfen jedoch zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche
Sicherheit und Ordnungvorgenommen werden. Dass eine Gefahrfür die öffentliche Ordnung und
Sicherheit vorliegt, ist aufgrund der vorgenannten Gründe unstrittig.

Die §§ 14 OBG* und § l i.V.m. § 25 und 26 SchfHwG* schränken die Unverletzlichkeit der
Wohnung ein und ermächtigen im Rahmen der Gefahrenabwehr zur Öffnung und zum Betreten
der Wohnung zwecks Durchführung der bislang ausstehenden Schornsteinfegerarbeiten.
Weitere Maßnahmen der Gefahrenabwehr, sollten sie zu treffen sein, sind ebenfalls dadurch

abgedeckt.

Kosten, die im Rahmen einer zwangsweisen Durchführung der Schornsteinfegerarbeiten (hier:
Ersatzvornahme) entstehen, sind von Ihnen als Verursacher zu tragen und werden in einem
gesonderten Kostenbescheid festgesetzt.

zulll:

Die Verwaltungsgebühr für den Erlass eines Zweitbescheides nach § 25 Abs. 2 SchfHwG* in
Verbindung mit § 2 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW*) wird
nach Tarifstelle 10.3.2.6 des zurzeit gültigen Gebührentarifs zur Allgemeinen
Verwaltungsgebührenordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW*) auf
100,00 € festgesetzt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage bei dem Verwaltungsgericht Aachen,
Adalbertsteinweg 92,52070 Aachen erhoben werden.

hlinweise:

Ich weise Sie darauf hin, dass eine Klage Ihrerseits aufgrund der Regelung im §25 Abs. 4
SchfHwG* keine aufschiebende Wirkung hat. Die Verwaltungsgebühren (Punkt III) sind
öffentliche Kosten. Eine Klage gegen diese hat gem. § 80 Abs. 2 Nr. l VwGO* ebenfalls keine
aufschiebende Wirkung. Sie können jedoch beim Verwaltungsgericht Aachen, Adalbertsteinweg
92 im Justizzentrum, 52070 Aachen, die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung

beantragen.

Bei einer Klage können Ihnen Kosten entstehen. Ich empfehle Ihnen deshalb, sich zuvor mit mir in
Verbindung zu setzen. So können Fragen zum Bescheid eventuell auch ohne Klage geklärt werden.
Beachten Sie jedoch, dasssich die Klagefristvon einem Monat hierdurch nicht verlängert.

Als Eigentümer haben Sie dem für Ihre Liegenschaft zuständigen bevollmächtigten
Bezirksschornsteinfeger nach § l Abs. 2 SchfHwG* die Änderungen an kehr- und
überprüfungspflichtigen Anlagen, den Einbau neuer Anlagen, die Inbetriebnahme stillgelegter
Anlagen sowie die dauerhafte Stilllegung einer kehr- und überprüfungspflichtigen Anlage
unverzüglich mitzuteilen.
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Die fristgerechte Durchführung der von Ihnen zu veranlassenden Schornsteinfegerarbeiten ist
dem für Ihre Liegenschaft zuständigen bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger nach § 4
SchfHwG* über Formblätter nachzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen

^

*) Rechtsgrundlagen mit Fundstelle:

siehe *) Anlage Rechtsgrundlagen

Hinweis zum Datenschutz

Wir beachten den gesetzlichen Datenschutz. Die Informationen gemäß Art. 13 und 14 DS-GVO über die Verarbeitung
Ihrer personenbezogenen Daten können Sie auf der Internetseite unter https://www.kreis-heinsberg.de/datenschutz
infos/ einsehen. Sofern Sie einen Ausdruck des Merkblattes zu Ihrer Verfügung oder eine persönliche Information
wünschen, wenden Sie sich bitte an den o. g. Sachbearbeiter.



*) Anlage Rechtsgrundlagen:

SchfHwG

SchfZuStVO

KÜO

1. BlmSchV

BauO NRW

AVerwGebO NRW

GebG NRW

VwVG NRW

VwVfG NRW

OBG NRW

JustG NRW

VwGO

VO VwVG NRW

Gesetz über das Berufsrecht und die Versorgung im Schornsteinfegerhandwerk
(Söhornsteinfeger-Händwerksgesetz) vom 26. November 2008 (BGBI. l S. 2242),
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. l S. 2495) geändert
worden ist

Verordnung über die Zuständigkeiten im Schomsteinfegerwesen
(Schornsteinfeger-ZuständigkeitsVO) vom 22. September 2009 (GV. NRW. S. 510,
in Kraft getreten am 17. Oktober 2009; zuletzt geändert durch Verordnung vom 28.
November 2017 (GV. NRW. S. 866), in Kraft getreten am 9. Dezember 2017)

Verordnung über die Kehrung und Überprüfung von Anlagen (Kehr- und
Oberprüfungsordnung) vom 16. Juni 2009 (BGBI. l S. 1292) - zuletzt geändert
durch VO vom 8. April 2013 (BGBI. l S. 760)

Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes -
Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - vom 26. Januar 2010
(BGBI. I S. 38) - die zuletzt durch Artikel 16 Absatz 4 des Gesetzes vom 10. 'März
2017 (BGBI. I S. 420) geändert warden ist

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 1. März 2000 (GV. NRW. 2000
S. 256) - zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. S.
1162), in Kraft getreten am 28.Juni 2017

Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
vom 3. Juli 2001 (GV. NRW. 2001 S. 262) - zuletzt geändert durch 36. VO vom
19. Juni 2018 (GV. NRW. S. 300), in Kraft getreten am 10. Juli 2018

Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung der
Neufassung vom 23. August 1999 (GV. NRW. 1999 S. 524) - zuletzt geändert
durch Gesetz vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 836), in Kraft getreten am 19.
Dezember 2015.

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Bekanntmachung der Neufassung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156 ber.
2005 S. 818) - zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV.
NRW. S. 557), in Kraft getreten am 16. Juli 2016

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Bekanntmachung der Neufassung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 1999 S.
602) ~ zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW.
S. 244), in Kraft getreten.am 25. Mai 2018

Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der
Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz) —vom 13. Mai 1980 (GV. NW
1980 S. 528) - zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW.
S. 1062)

Gesetz über die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen NRW - Justizgesetz
Nordrhein-Westfalen - vom 26. Januar 2010 (GV. NRW S. 30) - zuletzt geändert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GV. NRW. S. 172), in Kraft
getreten am 30. März 2018

Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März
1991 (BGBI. I S. 686),die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Juli 2018
(BGBI. I S. 1151) geändert warden ist"

Verordnung zur Ausführung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes
(Ausführungsverordnung VwVG) vom. 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 787)-
zuletzt geändert durch Verordnung vom 12. Juni 2018 (GV. NRW. S. 278), in Kraft
getreten am 22. Juni 2018


